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Sachgebiet 251 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI A/6 - O 1470 D- 44/71 


Bonn, den 10. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der natio- 
nalsozialistischen Verfolgung - Bundesentschädigungs- 
gesetz - in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des BEG - BEG-Schlußgesetzes vom 14. Sep- 
tember 1965 (BGBl. I S. 1315) 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick, Katzer, Frei- 
herr von und zu Guttenberg und Genossen 
- Drucksache VI/1780 - 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein sogenanntes Gnaden- 
vierteljahr im Sinne besoldungsrechtlicher Bestimmungen für 
die Rentenfälle im BEG nicht eingeräumt worden ist, soweit es 
sich nicht um Hinterbliebenenrenten (Schaden an Leben) 
handelt? 

Zwar werden die Renten für die Verfolgten des National- 
sozialismus in Anlehnung an die vergleichbaren Dienst- und 
Versorgungsbezüge der Bundesbeamten festgesetzt. Die ver- 
gleichbaren Beamtengehälter sind aber nur eine Berechnungs- 
grundlage. Aus der gesetzlichen Regelung des BEG kann daher 
nicht geschlossen werden, daß die Rentenempfänger nach die- 
sem Gesetz in vollem Umfang den Bundesbeamten oder den 
nach Beamtenrecht versorgungsberechtigten Personen gleich- 
zustellen sind. Die besoldungsrechtliche Regelung für die Bun- 
desbeamten und ihre Hinterbliebenen ist nur eine Hilfskon- 
struktion für die Errechnung der BEG-Renten. 

Dies ergibt sich daraus, daß die Verfolgtenrenten keine Ver- 
sorgungsbezüge für geleistete Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
sind. Sie dienen vielmehr zur Abgeltung von Schäden aus 
unerlaubter Handlung, nämlich von Personenschäden - wie 
Schaden an Leben oder Körper oder Gesundheit - oder von 
finanziellen Schäden - wie Schaden im beruflichen oder wirt- 
schaftlichen Fortkommen. Für die BEG-Renten spielen daher 
nicht nur die Versorgung des Verfolgten oder seiner Hinter- 
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bliebenen, sondern auch Gesichtspunkte des Schadensausgleichs 
eine Rolle. 

Während die Hinterbliebenen eines aktiven oder Ruhestands- 
beamten nur eine Versorgungsrente in Form des Witwen- oder 
Waisengeldes erhalten, wird die Versorgung der Hinterbliebe- 
nen eines Verfolgten vielfach durch eine Kumulation mehrerer 
Renten - wie Hinterbliebenenrente für Schaden an Leben, Ren- 
ten für Hinterbliebene von Verfolgten, die nach der Verfol- 
gung an den Folgen eines Körper- oder Gesundheitsschadens 
verstorben sind, sowie Berufsschadenswitwen- und Kinder- 
renten - sichergestellt. 

Durch das BEG-Schlußgesetz, welches die Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts abschließend regelt, wurde 
schließlich in Anlehnung an das Bundesversorgungsgesetz eine 
in Form einer Beihilferegelung begrenzte Hinterbliebenenver- 
sorgung für die Hinterbliebenen derjenigen Verfolgten ge- 
schaffen, die bis zu ihrem Tode eine Körper- oder Gesund- 
heitsschadenrente wegen Beeinträchtigung ihrer Erwerbsfähig- 
keit von mindestens 70 v. H. bezogen haben, deren Tod jedoch 
nicht die Folge ihres Körper- oder Gesundheitsschadens ist. 

Ähnlich dem sog. Gnadenvierteljahr nach der bis zum 1. Okto- 
ber 1961 geltenden Regelung des Bundesbeamtengesetzes 
wurde durch das BEG-Schlußgesetz für die Hinterbliebenen 
eines an den Folgen einer Körper- oder Gesundheitsschädigung 
verstorbenen Verfolgten die Regelung eingeführt, daß sie für 
die ersten drei Monate nach dem Tode anstelle der Hinter- 
bliebenenrenten die - im Zweifel höheren - Rentenbezüge 
wegen Gesundheitsschadens weitererhalten. 

Diese Regelung findet auch auf die Hinterbliebenen eines Ver- 
folgten, der eine Körper- oder Gesundheitsschadensrente wegen 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 70 v. H. 
bezogen hat und nicht an den Folgen dieser Schädigung ver- 
storben ist, mit der Maßgabe Anwendung, daß die Hinter- 
bliebenen für die ersten drei Monate nach dem Ende des 
Monats, in dem der Verfolgte verstorben ist, die Beihilfe in 
Höhe von zwei Drittel der Rente des Verfolgten für Schaden 
an Körper oder Gesundheit erhalten. 

Diese beiden Regelungen dienen dazu, den Übergang von der 
bisherigen auf eine niedrigere Versorgung zu erleichtern. Sie 
stehen jedoch in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit 
Wesen und Zweck des Sterbegeldes nach der früheren oder 
nach der jetzigen Regelung im Bundesbeamtenrecht. 


2. Was gedenkt die Bundesregierung im Hinblick darauf, daß der 
Anspruch auf die laufende Gesundheitsschädenrente weder 
übertragbar noch vererblich ist, zu tun, um auftretende Härte- 
fälle der Nummer 1 zu beseitigen, zumal die Bestimmung des 
§ 171 BEG (Härteausgleich) auf diese Fälle nicht anwendbar 
ist? 
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Aus den bereits eingangs erwähnten Gründen sah der Gesetz- 
geber weder bei Verabschiedung des Bundesergänzungs- 
gesetzes von 1953, des Bundesentschädigungsgesetzes von 1956 
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noch des BEG-Schlußgesetzes eine Veranlassung dazu, für die 
Hinterbliebenen aller körpergeschädigten Verfolgten eine 
solche Übergangsregelung zu schaffen, zumal hinzukommt, daß 
sämtliche BEG-Renten, und zwar auch die Renten für Schaden 
im beruflichen Fortkommen, für den Sterbemonat in voller Höhe 
gezahlt werden. 

Die Bundesregierung sieht daher auch jetzt keine Notwendig- 
keiten für eine solche Regelung. 


In Vertretung 

Dr. Reischl 
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